


N i e d e r s c h r i f t 

über die Sondersitzung der Ratsversammlung am Montag, dem 07.05.1990






Rathaus, Ratssaal 





Öffentliche Sitzung  

Beginn: 14.11 Uhr




                          Ende: 15.35 Uhr

Sitzungsunterbrechung:
-

Vorsitzende/r :

Stadtpräsidentin Reyer 

Ratsmitglieder :

Frau Aschmoneit-Lücke, Biallowons, Breitkopf, 

Diekelmann, Diesel, Diester, Dittrich, Finger, Gebhardt, Gerdau, Dr. Graner, Dr. Haass, 

Frau Hanowski-Zabel, Frau Jöhnk, Johanning, Kaiser, Frau Krabbenhöft, Krumrey, Frau Kühl, Kühlmorgen, Frau Lange, Frau Lebert, Frau Lentz, Frau Lindner, Löwner, Moriz, Nieländer, 



Frau Nitschke-Frank, Frau Pfitzner, Plath, 

Frau Potjans, Raupach, Dr. Reimers, Frau Reyer, Rogacki, Frau Schalow, Schmidt-Brodersen, Schultz, Frau Siebke, Silz, Sonderfeld, Stein, Tewes, Tovar, Voigt, Frau Volquartz, Witt, Wulff, Wunder

Anwesende hauptamtliche  

Magistratsmitglieder:

Stadtbaurat Dr. Flagge, Bürgermeister Hochheim,



Stadtrat Dr. Kirschnick,

Oberbürgermeister Luckhardt, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter, Stadtschulrat Zimmer

Es fehlen entschuldigt:

Frau Nitschke-Frank, Sonderfeld

Außerdem sind anwesend:

Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und 



weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel 

1.  Schriftführer/in:
Ratsfrau Schalow

2.  Schriftführer/in:
Ratsfrau Lange

Die Niederschrift 

wurde gefertigt von:
Frau Völkel 

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sondersitzung, zu der un​ter Abkürzung der Ladungsfrist eingeladen worden ist, und begrüßt die Teil​nehmerinnen und Teilnehmer.


Sie teilt mit, daß sich 2 Ratsmitglieder entschuldigt haben, so daß zu Be-


ginn der Sitzung 47 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.


Stadtpräsidentin Reyer stellt die Beschlußfähigkeit fest.


Gegen die Abkürzung der Ladungsfrist erhebt sich kein Widerspruch.

2. Genehmigung der Tagesordnung

Die Tagesordnung zur Sitzung ist rechtzeitig zugestellt worden; gegen die Abkürzung der Ladungsfrist hat sich, wie unter Punkt 1. festgestellt, kein Widerspruch erhoben.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß sie im Anschluß an die​sen Tagesordnungspunkt Ratsherrn Jürgen Gebhardt, der an der konstituieren​den Sitzung der Ratsversammlung nicht teilnehmen konnte, verpflichten wird. Weitere Anträge zur Tagesordnung werden nicht gestellt.

Damit ist die Tagesordnung in der vorgetragenen Form genehmigt. Verpflichtung eines Ratsmmitglieds

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) verpflichtet sodann Ratsherrn Jürgen Gebhardt (CDU) durch Handschlag auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Ob​liegenheit und führt ihn in seine Tätigkeit ein.

3. Betr.: Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle        - Drs. 287 



​331.621 - Bühnen der Landeshauptadt Kiel/Aus-



wärtige Veranstaltungen, Gastspielreise nach



Tallinn



hier: Genehmigung einer Eilentschheidung des





Oberbürgermeisters


Berichterstatter: Oberürgermeister/Stadtat Johanning

Antrag:  Die folgende Anordnung des Oberbürgermeisters nach § 70 Abs. 2 GO




und die folgende Zustimmmung des Oberbürgermeisters nach § 82




Abs. 1 Satz 3 GO wird genehmigt.




a)  Eilentscheidung gemäß § 70 Abs. 2 GO:  

Die Landeshauptstadt Kiel begrüßt die Durchführung eines Gast​spiels des Opernensembles und des Philharmonischen Orchesters der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel in Tallinn. Dieses Gast​spiel wird in Form einer Opernkreuzfahrt unter Teilnahme von Kreuzfahrtpassagieren in der Zeit vom 26. Mai bis 6. Juni 1990 durchgeführt.

Die Landeshauptstadt Kiel übernimmt zur Sicherung der Durch​führung des Gastspiels einen Betrag von bis zu 825.000,-- DM gemäß anliegendem Vertragsentwurf.




b)  Eilentscheidung gemäß § 82 Abs. 1 Satz 3 GO: 

Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe bei der Haushaltsstelle 331.621 - Bühnen der Landeshauptstadt Kiel/Auswärtige Veranstaltungen - in Höhe von 825.000,-- DM.





Deckung erfolgt durch

- Mehreinnahmen in Höhe von 318.000,-- DM bei der Haushalts​stelle 331.1160 - Bühnen der Landeshauptstadt Kiel/Einnahmen und sonstige Entgelte aus auswärtigen Veranstaltungen -

- Minderausgaben in Höhe von 95.000,-- DM beim Sammelnachweis für Personalausgaben der Bühnen

- Minderausgaben bei der Haushaltsstelle 331.655 - Bühnen/Ge​richtskosten - in Höhe von 4.000,-- DM

- Minderausgaben bei der Haushaltsstelle 331.540 - Büh​nen/Grundsteuern - in Höhe von 7.000,-- DM

- Mehreinnahmen in Höhe von 50.000,-- DM bei der Haushalts​stelle 331.131 - Bühnen/Erlöse Theaterball und Spenden -

- Mehreinnahmen bei der Haushaltsstelle 901.04111 - Allgemeine Finanzzuweisungen/Kreisschlüsselzuweisungen in Höhe von 351.000,-- DM.

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) erläutert die Vorlage.

Zu der bereits behandelten Vorlage gibt es keine inhaltliche Änderung. Der Unterschied besteht nur darin, daß es sich um die Genehmigung einer Eilent​scheidung handelt.

Der Magistrat hat die Vorlage mit Mehrheit so beschlossen. Dahinter steht auch ein einmütiger Beschluß der Mehrheitsfraktion und die Aufforderung

von Stadträtin Siebke an ihn, die Eilentscheidung zu treffen.

Er hat die Eilentscheidung für die Ratsversammlung getroffen und vorher mit dem Rechtsamt abgestimmt.

Ziel der Eilentscheidung ist es, die Fahrt nach Tallinn zu sichern. Ohne sie hätte die Fahrt nicht stattgefunden und das Defizit für die Stadt wäre größer.

Stadtrat   J o h a n n i n g   (SPD) dankt dem Oberbürgermeister für die Entscheidung auch im Interesse von Kiel.

Die Entscheidung war notwendig völlig losgelöst davon, daß die Stadt nicht rechtlich zur Zahlung verpflichtet war. Wichtig ist hier auch politisches Kalkül.

Dies solle die CDU respektieren und nicht mit fragwürdigen strafrechtlichen Mitteln antworten.

Jede weitere ähnliche Meldung schreckt potentielle Kunden ab und der Scha​den der Stadt erhöht sich.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) entgegnet, daß Stadtrat Johanning sich überlegen sollte, welche Schäden er durch seine Tätigkeit als Kultur​dezernent der Stadt zugefügt hat.

In der Vorlage fehlt der Vertrag mit dem Reisebüro.

Er betont, daß der letzte Satz der Vorlage, das Kämmerei- und Steueramt ha​be mitgezeichnet, falsch sei, da dieses nicht mitgezeichnet hat.

Er ist der SPD-Kreispartei dankbar für ihre Äußerungen.

Es geht hier zwar um eine Schadensbegrenzung, aber über die Ursache des Schadens müsse noch gesprochen werden.

Auch die SPD-Kreispartei sagte, daß die Fahrt nicht aus städtischen Mitteln

bezahlt werden dürfe.

Künftig sei mehr Kontrolle notwendig. Und die CDU versteht sich als Opposi​tion als Kontrolle.

Die CDU hält die Kreuzfahrt ebenfalls für eine gute Idee, aber es geht hier um das Geld der Steuerzahler.

Er empfindet es als anmaßend, der Verwaltung die Fehler anzulasten, diese seien eher Stadtrat Johanning anzulasten.

Aus den Akten wird ersichtlich, daß auch Stadträtin Siebke an Gesprächen mit dem Reisebüro beteiligt war. Zu dem Zeitpunkt lag bereits der Vertrag zwischen Reederei und Reisebüro vor. Am 28.11.1989 wußte das Reisebüro hellseherisch, daß der Bürgermeister am 06.12.1989 einen Brief an den In​nenminister schreiben würde.

Er bezieht sich auf § 82 der Gemeindeordnung, nach der nur über unabweisba​re Ausgaben eine Eilentscheidung getroffen werden kann. Zu diesem Paragra​phen gibt es auch ein Urteil des Bundesverfassungsgerichtes.

Er beantragt namens der CDU-Ratsfraktion namentliche Abstimmung.

Alle kommunalpolitischen Mittel seien bereits ausgeschöpft, ohne daß darauf reagiert wurde.

Er zitiert § 240 des Strafgesetzbuches.

Es besteht die einheitliche Meinung, daß die Stadt nicht zur Zahlung ver​pflichtet ist.

Eine mögliche Verstimmung zwischen Stadt und Land ist nach seiner Ansicht kein Schaden. Ein Schaden bedeutet eher die Zahlung, da so viele den Ein​druck gewinnen, daß die kreisfreien Städte leichtfertig Geld ausgeben. Dies könnte bei einer Änderung des Finanzausgleichsgesetzes entscheidend sein.

Er habe mit der Kommunalaufsicht gesprochen und angefragt, warum von dort nicht auf den eklatanten Verstoß des Oberbürgermeisters gegen § 82 der Ge​meindeordnung vorgegangen wurde.

Die führte aus, daß die Stadt zwar dem Land gegenüber in der Pflicht sei, aber nicht rechtlich verpflichtet.

Die Kulturstiftung hat seit einem Vierteljahr von Stadtrat Johanning keine Antwort erhalten und sah sich gezwungen, 325.000,-- DM zurückzufordern.

Daraufhin schrieb Stadtrat Johanning am 01.04.1990 zurück und erklärte, daß noch kein Beschluß der Ratsversammlung zur Bürgschaft herbeigeführt wurde, da das Kämmereiamt in dieser Angelegenheit noch mit der Kommunalaufsicht im Gespräch sei.

Die CDU-Ratsfraktion hat die Kommunalaufsicht aufgefordert, gegen den Ober​bürgermeister einzuschreiten.

Er bittet Oberbürgermeister Luckhardt um Stellungnahme.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) stellt fest, daß sie heute Zuschauerin ist bei der Absegnung einer Missetat.

Eine weitere Kritik am Vorgehen der SPD ist nicht mehr nötig, da bereits überall die Bürger empört sind.

Die Opernkreuzfahrt wird an der SPD vier Jahre lang wie Teer und Schwefel kleben, und es wird noch mehr hinzukommen.

Nach Berichten der Zeitung, daß Plätze an materiell Bedürftige gegeben wer-

den sollten, gab es weitere Stornierungen. Dies zeigt, für wen diese Reise ist.

Die Klimaverschlechterung in der Stadt ist schlimmer als die zum Land.

Dies fördert politisches Desinteresse der Bürger.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P) ist der Ansicht, daß zur Sache an sich nichts mehr zu sagen sei.

Sie hofft, mehr im Sonderausschuß zu erfahren und begrüßt dessen Einrich​tung außerordentlich.

Ein juristisches Verfahren wird wohl keinen Erfolg haben. Zudem ist nicht der Oberbürgermeister verantwortlich. Die Verantwortlichen sind andere bei der Stadt und dem Land.

Sie teilt die Auffassung, daß § 82 der Gemeindeordnung nicht anwendbar ist und daß die Deckung nicht gut gewählt ist.

Die F.D.P.-Ratsfraktion wird deshalb nicht zustimmen.

Bürgermeister   H o c h h e i m   (CDU) betont, daß falsche Behauptungen durch ihre Wiederholung nicht richtiger werden.

Die Aussage von Staatssekretär Kreyenberg, daß das Schreiben des Kämmerers vom 06.12.1989 Grundlage für die Bürgschaftserklärung war, wird widerlegt werden.

Selbst wenn dem Staatssekretär das Schreiben vorlag, wäre es nicht unkom​mentiert an ihn gegangen, da der Innenminister nicht beabsichtigte, eine Bürgschaft der Stadt zu genehmigen.

Eine im Schreiben der Kulturstiftung vom 06.12.1989 "Absprache" hat mit ihm nicht stattgefunden.

Stadtrat Johanning hat dem Magistrat versichert, daß er nur von einem Bemü​hen um eine Bürgschaft sprach.

Die Frage von Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU), ob er das erste Mal am 06.12.1989 von der Opernfahrt gehört habe, ohne daß Stadtrat Johanning eine Bürgschaft für notwendig erklärte, bejaht Bürgermeister   H o c h - 

h e i m   (CDU).

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) berichtet, daß nach seinen Informationen das Schreiben des Bürgermeisters vom 06.12.1989 am gleichen Tag zwischen 11.00 und 12.00 Uhr in der Verteilungsstelle des Landes ankam.

Der als fehlend bemerkte Vertragsentwurf war der alten Vorlage bereits bei​gefügt und ist deshalb dieser nicht mehr beigefügt.

Er habe die erste Eilentscheidung nicht unterschrieben, weil er zu dem da​maligen Zeitpunkt noch Aufklärungsbedarf hatte und in der Vergangenheit für kleine Eilentscheidungen Vorwürfe bekam, daß er den Magistrat beteiligten sollte.

Nun sind aber andere Voraussetzungen gegeben und er konnte guten Gewissens die Eilentscheidung treffen.

Er betont, daß Stadtrat Diekelmann nicht die gesamte Kommentierung von Gallette/Laux zu § 82 der Gemeindeordnung wiedergegeben habe. Darin wird nämlich auch auf rechtliche und faktische Zwänge abgestellt.

Außerdem habe er zwar unverzüglich die Genehmigung der Eilentscheidung zu beantragen, aber eine Sondersitzung dafür einzuberufen, ist nicht notwen​dig.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) trägt vor, daß ein Fernsehteam des NDR im Ratssaal Bild- und Tonaufnahmen aufzeichnen möchte.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) erklärt, daß DIE GRÜNEN nicht als einzige die Wahrheit gepachtet haben und nicht das Maß aller Dinge sind.

Das eigentliche Anliegen der SPD ist eine Zwischenfinanzierung und eine Schadenbegrenzung. Die Umstände sollen durch den Sonderausschuß aufgeklärt werden.

Weil die Fahrt stattfinden soll, hat sie die Erklärung abgegeben. Dies sollte Stornierungen verhindern.

Sie dankt dem Oberbürgermeister für die Eilentscheidung, und daß er sich nicht von der Anzeige der CDU beeindrucken ließ.

Die SPD-Ratsfraktion wird keine Aufklärung verhindern.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) weist die Vorwürfe gegen Ratsfrau Ha​nowski-Zabel zurück. Sie war die einzige, die etwas zur grundsätzlichen Be​deutung der Entscheidung gesagt hat, nämlich zum Flurschaden in der Bevöl​kerung.

Er kritisiert, daß der Selbstverwaltung vorgeworfen wird, die Kontrolle zu vernachlässigen, denn diese Reise gehört zu den Möglichkeiten des Vertrages des Generalintendanten.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) sieht mit Freuden den Haushaltsbera​tungen für 1991 entgegen.

Bislang hat niemand bestritten, daß es keine rechtliche Verpflichtung der Stadt gibt, das Land aus der seinigen zu lösen.

Die Kommunalaufsicht erteilt weiterhin der Stadt keine Genehmigung für eine Bürgschaft.

Auf die Frage nach der Mitzeichnung durch das Kämmerei- und Steueramt hat der Oberbürgermeister nicht geantwortet.

Nach der Beratung am 06.12.1989 des Magistrats über die Geschäftliche Mit​teilung zur Opernkreuzfahrt wurde der Bürgermeister gebeten, an den Innen​minister zu schreiben.

In der Geschäftlichen Mitteilung war allerdings nicht die Rede von einer Bürgschaft, es hieß vielmehr, daß die Unterdeckung aus dem Touristikteil getragen werde.

Er wirft dem Oberbürgermeister vor, am gleichen Tage die Eilentscheidung und die Absage zur Magistratssitzung unterschrieben zu haben.

Ratsherr   T o v a r   (SPD) gibt Stadtrat Diekelmann Recht, daß es ein Skandal sei, die Ratsversammlung in diese Situation zu bringen.

Das Verhalten des Oberbürgermeisters ist richtig. Dieser hat zwei Eilent​scheidungen getroffen, die erste nach § 70 der Gemeindeordnung und die zweite nach § 82 der Gemeindeordnung.

Der politische Schaden an sich ist ausreichend für die Entscheidung. Hinzu kommt, daß ohne die Zwischenfinanzierung auch ein finanzieller Schaden mit Sicherheit entstanden wäre.

Selbst wenn jetzt keine Buchung mehr kommt, ist der finanzielle Schaden geringer als ohne Eilentscheidung.


Daher war der Oberbürgermeister zu dieser Handlung gezwungen.

Die Ankündigung von Stadtrat Diekelmann, daß er auch gegen die, die positiv stimmen bei der namentlichen Abstimmung, Anzeige erheben wird, hält er für politische Brunnenvergiftung.

Hoffentlich ist dies keine einsame Entscheidung von Stadtrat Diekelmann.

Nach seiner Ansicht ist kein Tatbestand des Mißbrauchs erfüllt, auch der


Stadt kein Schaden entstanden.


Allerdings wäre eine Anzeige gegen Stadtrat Diekelmann wegen Verleumdung,


Nötigung oder falsche Verdächtigung möglich.

Stadtrat Diekelmann ist aber gutgläubig, da er dem Gutachter vertraut, der an sich qualifiziert ist. Wahrscheinlich war der Gutachter aber nicht über alles informiert.


Die SPD sieht aber von der Erhebung einer Anzeige ab.

Die SPD wird der Vorlage zustimmen und bittet die Sozial- und Kulturverwal​tung, schon jetzt Vorschläge zu überlegen, wie das "Opernschiff" besser ausgelastet und die freien Plätze vergeben werden können.


Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) bittet zu beantworten, ob die Kämme-


rei die Vorlage mitgezeichnet hat.

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) antwortet, daß die Stellung​nahme des Kämmerers wiederholt mitgeteilt wurde; eine erneute Beteiligung war nicht nötig.


Es wird namentlich abgestimmt.


Stadtrpäsidentin   R e y e r   (SPD) stellt fest, daß nach namentlichem


Aufruf von den 47 anwesenden Ratsmitgliedern



25 Ratsmitglieder mit Ja und

22 Ratsmitglieder mit Nein


gestimmt haben.


Damit ist der Vorlage mehrheitlich zugestimmt worden.


Die Liste über die namentliche Abstimmung ist der dieser Niederschrift vor-


gehefteten Kurzniederschrift als Anlage beigefügt.

4. Besetzung des von der Ratsversammlung am 26. April 1990      - Drs. 288 ​


-------------------------------------------------------

beschlossenen Sonderausschusses zur Untersuchung der 

----------------------------------------------------

Planung und Durchführung der Gastspielreise der Bühnen 

------------------------------------------------------


per Opernschiff nach Tallinn


----------------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

"Der Sonderausschuß setzt sich aus drei Mitgliedern der SPD, zwei Mitglie​dern der CDU sowie einem Mitglied der GRÜNEN und der F.D.P. zusammen. Der Ausschuß soll so schnell wie möglich zusammentreten."

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) verweist auf den vorgelegten Antrag seiner Fraktion und gibt zur Konkretisierung des Untersuchungsauftrages folgenden Antrag zu Protokoll:




"Der Ausschuß möge insbesondere folgende Fragen untersuchen:

1. Allgemeines Fehlverhalten von Magistratsmitgliedern, Verwaltung und Theaterverwaltung;





insbesondere

a) Überschreitung der Kompetenzen von Magistratsmitgliedern, Verwal​tung und Theaterverwaltung

b) Verletzung von Informationspflichten gegenüber Organen der






Selbstverwaltung

c) Frage der Notwendigkeit eine Eilentscheidung durch den Oberbür​germeister

2. Umfang des durch die "Opernkreuzfahrt" entstandenen Schadens für die Stadt Kiel

3. Frage der im Falle von festgestelltem Fehlverhalten disziplinarrecht​lichen Konsequenzen."


Die Ratsversammlung nimmt hiervon zustimmend Kenntnis.

Als Mitglieder für den Sonderausschuß benennen die Ratsfraktionen einver-


nehmlich:


1. Ratsherr Arne Wulff (CDU) - Vorsitzender -


2. Ratsherr Arwed Dittrich (DIE GRÜNEN) - Stellvertretender Vorsitzender -


3. Stadtrat Eckehard Raupach (SPD)


4. Ratsherr Hans-Michael Biallowons (SPD)


5. Ratsfrau Jutta Kühl (SPD)


6. Stadtrat Karl Diekelmann (CDU)


7. Ratsfrau Christel Aschmoneit-Lücke (F.D.P.)

Beschluß über den Antrag - Drs. 288 - einschließlich des zu Protokoll gege​benen Untersuchungsauftrags und einschließlich der vorab aufgeführten Na​mensvorschläge:


Nach Antrag - einstimmig -

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) spricht sich für eine Veröffentlichung der Beratungsergebnisse des Sonderausschusses aus, beantragt aber, daß die Sit​zungen nicht öffentlich stattfinden sollte.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) hält es für sinnvoll, im Sonderaus​schuß grundsätzlich in Öffentlicher Sitzung zu tagen und - wenn erforder​lich - die Öffentlichkeit von Fall zu Fall auszuschließen.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt über den Antrag der SPD-Ratsfrak​tion - Beratungen des Sonderausschusses in Nichtöffentlicher Sitzung - ab​stimmen.

Beschluß über den Antrag der SPD-Ratsfraktion: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Damit berät der Sonderausschuß zur Untersuchung der Planung und Durchfüh​rung der Gastspielreise der Bühnen per Opernschiff nach Tallinn in Nichtöf​fentlicher Sitzung.

5. Verschiedenes

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Stadtpräsidentin
    Ratsfrau                   Ratsfrau


Protokollführerin

